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der lbg" Hin t er l·e i t h n e r, Ei be g ger und Genosaep. 

an ·den Bunde~kanzler, 

betreffend Härten der Rückstellungsgesetzgebung. 

Bis zum Inkrafttreten des Bunq,esgesetzesUber die Auflösung von Bundes

ministdrien und die_Neuordnung des Wirkungsbereiche~ ei.p.iger Bundes:minfst,;)rien 

ist der Ee!"r Bund~sk~zler mit der Führung der Geschäf't.edes ehemaligen Bundes

ministeriums:fiU'VerDlÖgenssicherung und Wirtschaftsp~a.l'lUhgb~tra~t .. Die ge

fertfgten Abgeo1'gneten machen ihn auf folgende Tatl?acheaufmerksam, die sich 
• • J- _ ,\ -' 

a1s .. zwe.ifellos tulbeabsichtigte Härte der l~ückstellungsgesetzgebung ergibt. 

In der Gemeind.eAttnang, Oberöste.rreich, befan'd sich bis zur Annexion 

Österreichs eine Priv.lt":'Volksschule· der iirmen Schulschwestern. Diese !,urde 

du:rch dieNation~l·sozL.l.listenenteignet.· und in ein Htersheim der Gemeinde 

umgewandelt. Auf Grtmd" der Rückste11ungä~esetzgebung haben die frühf~ren iigen-

tiliner die Nichtigkeitserklärung dieses Rechtsaktes \angestrebt und damit 

recht erhalten. Die Gemeinde muß nun das Gebäude räumen und ist, da sie 

ein :eigenes.altersheim nicht1:e sitzt, gezwungen, die gegenwärtigen 11 In .... 
- ..,' : 

sassen .tuf verschiedene .Heime im Fürs?rgebezirk aufzuteilen. Da es ·sich um 

alte Einwohner dar Gemeinde Attneng h?.ndelt, trifft es diese bewond~rs schwur, 

daß sie nunmehr an ihrem Lebens?.bend'aus·ihre.rHe1matgemeinde geradezu de

portier~ werd,en. 

'?'enn <!-urch ein~n heute mit Recht für nichtig erklärten Akt e.usdei' 

Annexion (jet er:r~iohs ein sozia.ler· Zweck verfolgt wurde ,so sollte_die Mög

lichkeit geschaffen werden, gegen e~:tsprechende Entsshädigung der Enteigne

tend;].e Fortführung eines sozia.len Werkes zu ermöglichen>_ 

Die gefertigten Abgeordneten richten daher an den Herrn Bundeskanzler 
dienachste hende 

Anfrage: 

Is~t der Herr BundeskanZl?r bereit, bei einer allfälligen Nove11ie-. 

rung der Rückstell\.Ulgsgesetze eine BestimmUng ._,:fzurtehmen, die die Fort:: 

führung ven'sozi;'tlenEinrlohtungen ohne Nachteil f'ür die enteigneten Eigen

tümer sicherstellt? 
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